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Bevölkerung in den kreisangehörigen Städten und gro­
ßen Gemeinden stützen und ihre Anregungen beachten. 
Den Leitern der Verkaufsstellen der HO und des Kon­
sums sind größere Vollmachten zu geben.

Indem die Handelsorgane und ihre Mitarbeiter stets 
von der besten und zweckmäßigsten Versorgung der 
Bevölkerung ausgehen und damit eine sozialistische 
Handelstätigkeit verwirklichen, leisten sie einen wesent­
lichen Beitrag dazu, die Lebenslage der Werktätigen 
weiter zu verbessern und auch dadurch das Vertrauen 
unserer Bevölkerung zur Arbeiter-und-Bauern-Macht 
zu festigen.

Zur Verwirklichung dieser Grundsätze wird fest­
gelegt:

I.
1. Die Tätigkeit der örtlichen Räte ist so zu qualifi­

zieren, daß sie ihrer organisierenden und mobilisie­
renden Rolle bei der weiteren Entwicklung der 
sozialistischen Demokratie voll gerecht werden und 
alle gesellschaftlichen Kräfte in die Lösung der 
Aufgaben der Volkswirtschaftspläne einbeziehen. 
Die örtlichen Räte haben systematisch ihre Lei­
tungstätigkeit im Interesse einer immer konsequen­
teren Durchsetzung des Gesetzes vom 17. Januar 
1957 über die örtlichen Organe der Staatsmacht und 
des Gesetzes vom 11. Februar 1958 über die Ver­
vollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparates einzuschätzen und entsprechend der 
konkreten Lage Schlußfolgerungen zu ziehen, die 
auf die Verbesserung der Ratsarbeit, die konse­
quente Durchführung der Beschlüsse der Volksver­
tretungen und die Unterstützung der Arbeit der 
Ständigen Kommissionen und der Abgeordneten 
gerichtet sind.
Die örtlichen Räte haben ihre Leitungstätigkeit so 
zu verändern, daß sie eine straffe Ordnung und 
Verantwortlichkeit bei der Organisierung der Auf­
gaben gewährleisten, die ihnen durch die Beschlüsse 
der Partei der Arbeiterklasse, der Volkskammer, 
des Staatsrates, des Ministerrates und der Volks­
vertretungen auferlegt sind. Sie haben diese Be­
schlüsse ständig auszuwerten, die zu ihrer Durch­
führung erforderlichen Maßnahmen festzulegen und 
gestützt auf die Kraft der Arbeiterklasse in eng­
ster Zusammenarbeit mit den Ausschüssen der Na­
tionalen Front des demokratischen Deutschland und 
den Massenorganisationen immer breitere Kreise 
der Werktätigen für die Verwirklichung und Kon­
trolle der Durchführung dieser Beschlüsse zu ge­
winnen.

2. Die Räte der Kreise haben die Räte der kreisange­
hörigen Städte durch eine den Bedingungen der 
Städte entsprechende Anleitung zu befähigen, ihre 
Verantwortung bei der Leitung des sozialistischen 
Aufbaus in ihren Städten wahrzunehmen.
Die zentralen staatlichen Organe und die Räte der 
Bezirke haben davon auszugehen, daß bei ihren 
Maßnahmen die Verantwortung der . Räte in den 
kreisangehörigen Städten beachtet und deren In­
itiative gefördert wird.
a) Die Vorsitzenden der Räte der Bezirke und 

Kreise haben zu sichern, daß regelmäßig 
Beratungen und der Austausch von Erfahrun­
gen mit den Räten der kreisangehörigen 
Städte durchgeführt, Leistungsvergleiche zwi­

schen diesen Städten organisiert und die besten 
Erfahrungen in der staatlichen Arbeit der kreis­
angehörigen Städte verallgemeinert und durch-: 
gesetzt werden.

b) Durch die Räte der Bezirke und Kreise ist außer­
dem zu gewährleisten, daß zur Anleitung und 
Hilfe gegenüber den Räten in den kreisangehö­
rigen Städten solche Methoden zu einem ständi­
gen Prinzip der Arbeit gemacht werden, wie:

Berichterstattung der Räte der Städte vor den 
Räten der Kreise;
gemeinsame Beratungen der Räte der Kreise 
mit den Räten der Städte zur Behandlung 
grundsätzlicher Fragen der Entwicklung der 
Städte;

Teilnahme von verantwortlichen Funktionären 
der Räte der Bezirke und Kreise an Stadtver­
ordnetenversammlungen, Ratssitzungen und 
anderen Beratungen in den Städten auf Ver­
langen der Stadtverordnetenversammlung 
oder des Rates der Stadt oder im Aufträge 
des Rates des Bezirkes oder des Kreises.

3. Zur Verbesserung der staatlichen Leitungstätigkeit 
in den kreisangehörigen Städten haben die ört­
lichen Räte bei der Organisierung der Durchfüh­
rung der staatlichen Aufgaben und insbesondere 
auch dieses Beschlusses bei ihren Mitarbeitern 
Klarheit über das Prinzip des demokratischen Zen­
tralismus zu schaffen und sie zur richtigen Anwen­
dung dieses Prinzips in der Praxis zu erziehens

II.

Die Räte in den kreisangehörigen Städten sind im 
Rahmen des Volkswirtschaftsplanes für die bedarfs­
gerechte und kontinuierliche Versorgung der Bevölke­
rung in ihrer Stadt verantwortlich und haben auf der 
Grundlage der Beschlüsse der Partei der Arbeiter­
klasse, der übergeordneten Organe der Staats­
macht und der Stadtverordnetenversammlung auf die 
ständige Verbesserung und Entwicklung des Handels 
und der Reparatur- und Dienstleistungen in der Stadt 
Einfluß zu nehmen.

Sie lösen diese Aufgabe, indem sie vor allem mit 
Hilfe der Funktionäre und der Mitarbeiter der Handels­
einrichtungen der Städte die bedarfsgerechte und 
kontinuierliche Versorgung der Bevölkerung der Städte 
und der umliegenden Gemeinden im Rahmen des 
Volkswirtschaftsplanes organisieren und mit ihnen 
unter breiter Einbeziehung der Bevölkerung die Be­
schlüsse zur Entwicklung des sozialistischen Handels in 
der Stadt vorbereiten, ihre Durchführung organisieren 
und kontrollieren.

1. Um die Einflußnahme der Räte in den kreisange-^ 
hörigen Städten auf die Vorbereitung und Durch­
führung der Planung auf dem Gebiet des Handels 
und der Versorgung zu erhöhen, sind folgende Maß­
nahmen durchzuführen:

a) Die Räte der kreisangehörigen Städte erhalten 
von den Räten der Kreise für die Ausarbeitung 
der Volkswirtschaftspläne der Städte aus dem 
Planteil Handel des Kreis-Volks wirtschaftspla­
nes die wichtigsten Kennziffern für ihr Terri­
torium.


